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Die 2. Kammer des Ersten 
Senats des Bundesverfas-
sungsgerichts in Karlsruhe 
hat den Internet-Konzern 
Facebook im Wege einer 
einstweiligen Anordnung 
verpflichtet, die Seite der 
rechtsextremen Kleinst-
Partei „Der III. Weg“ (sitzt 
in Weidenthal/Rheinland-
Pfalz) bis zur Feststellung 
des amtlichen Endergeb-
nisses der Europawahl vor-
läufig zu entsperren und 
ihr für diesen Zeitraum die 
Nutzung der Funktionen von 
www.facebook.com wieder 
zu ermöglichen (Beschluss 
vom 22. Mai 2019 – Az.: 1 
BvQ 42/19). 

Zur Begründung hat die 
Kammer ausgeführt, dass 
eine in der Hauptsache ge-
gebenenfalls noch zu erhe-
bende Verfassungsbeschwer-
de weder von vornherein 
unzulässig noch offensicht-
lich unbegründet wäre und 
die vorzunehmende Folgen-
Abwägung zugunsten der 
Antragstellerin ausfällt. Das 
Recht und die Pflicht des 
Unternehmens, einzelne In-
halte auf ihre Vereinbarkeit 
mit ihren Nutzungsbedin-
gungen, den Rechten Dritter 
oder den Strafgesetzen zu 

prüfen und gegebenenfalls 
zu löschen, bleiben durch 
die Verpflichtung zur Ent-
sperrung unberührt.

Facebook ist seiner Prü-
fungspflicht nachgekom-
men

Zum Sachverhalt heißt es in 
der Presse-Information Nr. 

38/2019 vom 23. Mai 2019: 
„Im Januar 2019 veröffentli-
chte die Antragstellerin auf 
ihrer Internetseite einen Bei-
trag unter dem Titel „Win-
terhilfestand in Zwickau-
Neuplanitz“, den sie auch 
in ihrem Facebook-Profil 
verlinkte. In dem Beitrag 
heißt es unter anderem: „Im 
Zwickauer Stadtteil Neupla-
nitz gibt es zahlreiche Men-

schen, die man landläufig 
wohl als sozial und finan-
ziell abgehängt bezeichnen 
würde. Während nach und 
nach immer mehr art- und 
kulturfremde Asylanten in 
Wohnungen in den dortigen 
Plattenbauten einquartiert 
wurden, die mitunter ihrer 
Dankbarkeit mit Gewalt und 
Kriminalität Ausdruck ver-

leihen, haben nicht wenige 
Deutsche im Viertel kaum 
Perspektiven (…)“. Darauf-
hin teilte Facebook der An-
tragstellerin mit, dass der 
Beitrag als „Hassrede“ ge-
gen die Gemeinschaftsstan-
dards verstoße. Die Sichtbar-
keit des Beitrags sei daher 
eingeschränkt und das Ver-
öffentlichen von Beiträgen 
für 30 Tage gesperrt worden. 

Auf Einspruch der Antrag-
stellerin, der unter Verweis 
auf die Meinungsfreiheit der 
Antragstellerin begründet 
wurde, erfolgte dann die Lö-
schung des Nutzer-Kontos, 
dessen Inhalt seitdem nicht 
mehr verfügbar ist. Vor den 
ordentlichen Gerichten ge-
stellte Anträge auf Eilrechts-
schutz gegen die Sperrung 
des Beitrags und des Nutzer-
kontos der Antragstellerin 
blieben in beiden Instanzen 
erfolglos.“

Komplizierter Sachverhalt 
sorgt für vorläufige „Ent-
sperrung“

Mit der Entscheidung, den 
Account zumindest vorläu-
fig wieder zu entsperren, ist 
die rechtsextreme Kleinst-
Partei allerdings noch nicht 
komplett „aus dem Schnei-
der“ – das ergibt sich aus den 
wesentlichen Erwägungen 
der Kammer: „Hier ist eine 
gegebenenfalls noch zu er-
hebende Verfassungsbe-
schwerde weder von vornhe-
rein unzulässig noch 
offensichtlich unbegründet. 
Die angegriffenen Entschei-
dungen betreffen die Ge-
währung von einstweiligem 
Fortsetzung auf Seite 2  
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Fortsetzung von Seite 1 
Rechtsschutz in einem 
Rechtsstreit zwischen sich 
als Private gegenüberstehen-
den Parteien über die Reich-
weite der zivilrechtlichen 
Befugnisse des Betreibers 
eines sozialen Netzwerks, 
das innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland über er-
hebliche Marktmacht ver-
fügt. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts kön-
nen die Grundrechte in sol-
chen Streitigkeiten im Wege 
der mittelbaren Drittwirkung 
Wirksamkeit entfalten. Da-
bei können sich aus Art. 3 
Abs. 1 GG jedenfalls in spe-
zifischen Konstellationen 
auch gleichheitsrechtliche 
Anforderungen für das Ver-
hältnis zwischen Privaten 
ergeben. Für das Verhältnis 
zwischen den Verantwort-
lichen sozialer Netzwerke 
und ihren Nutzern sind die  
Rechtsbeziehungen verfas-
sungsrechtlich insoweit noch 
ungeklärt. Auch ergibt sich 
aus den angegriffenen Ent-
scheidungen nicht mit hin-
reichender Gewissheit, dass 
dem beanstandeten Beitrag 
bei Beachtung grundrecht-
licher Maßstäbe ein straf-
barer Inhalt entnommen 
werden muss und sich die 
Sperrung des Beitrages so-
wie des Nutzerkontos bereits 
hieraus rechtfertigen.

Zur Entscheidung stehen da-
mit schwierige Rechtsfra-
gen, die im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes 
nicht entschieden werden 
können. Ihre Klärung ist -–
gegebenenfalls nach Durch-
führung eines Hauptsache-
verfahrens vor den 
Fachgerichten – der Klärung 
in der Hauptsache vorbehal-

ten. Es bedarf daher gemäß § 
32 Abs. 1 BVerfGG einer 
Folgen-Abwägung. 

Als Mittel des vorläufigen 
Rechtsschutzes hat die einst-
weilige Anordnung auch im 
verfassungsgerichtlichen 
Verfahren die Aufgabe, die 
Schaffung vollendeter Tatsa-
chen zu verhindern; sie soll 
auf diese Weise dazu beitra-
gen, Wirkung und Bedeu-
tung einer erst noch zu er-
wartenden Entscheidung in 
der Hauptsache zu sichern 
und zu erhalten. Deshalb 
bleiben die Gründe, die für 
die Verfassungswidrigkeit 
der angegriffenen Maßnah-
me vorgetragen werden, 
grundsätzlich außer Be-
tracht, es sei denn, die 
Hauptsache erwiese sich als 
von vornherein unzulässig 
oder offensichtlich unbe-
gründet. Ist der Ausgang des 
Hauptsacheverfahrens offen, 
so hat das Bundesverfas-
sungsgericht grundsätzlich 
lediglich im Rahmen einer 
Folgenabwägung die Nach-
teile, die einträten, wenn 
eine einstweilige Anordnung 
nicht erginge, die Verfas-
sungsbeschwerde aber in der 
Hauptsache Erfolg hätte, ge-
genüber den Nachteilen ab-
zuwägen, die entstünden, 
wenn die begehrte einstwei-
lige Anordnung erlassen 
würde, der Verfassungsbe-
schwerde in der Hauptsache 
aber der Erfolg zu versagen 
wäre.

Die Folgenabwägung geht 
zum Teil zugunsten der An-
tragstellerin aus. Die Folgen, 
die einträten, wenn der An-
tragstellerin eine Nutzung 
ihres Internetangebots auf 
Facebook versagt bliebe, 
sich später aber herausstell-

te, dass die Antragsgegnerin 
des Ausgangsverfahrens zur 
Wiedereröffnung des Zu-
gangs hätte verpflichtet wer-
den müssen, wiegen erheb-
lich schwerer als die Folgen, 
die entstünden, wenn die 
Antragsgegnerin des Aus-
gangsverfahrens einstweilig 
zur Wiederherstellung des 
Zugangs verpflichtet würde, 
sich später aber herausstell-
te, dass die Sperrung bezie-
hungsweise Zugangsverwei-
gerung zu Recht erfolgt war. 
Dies gilt jedenfalls für den 
Zeitraum bis zur Durchfüh-
rung der Europawahl, für 
den die Antragstellerin eine 
besondere Dringlichkeit dar-
gelegt hat.

Durch den Ausschluss von 
der Nutzung des Angebots 
der Antragsgegnerin, das 
nach deren Werbeangaben 
von über 30 Millionen Men-
schen in Deutschland mo-
natlich genutzt wird, wird 
der Antragstellerin eine we-
sentliche Möglichkeit ver-
sagt, ihre politischen Bot-
schaften zu verbreiten und 
mit Nutzern des sozialen 
Netzwerks aktiv in Diskurs 
zu treten. Diese Möglich-
keiten blieben ihr bei Nicht-
erlass einer einstweiligen 
Anordnung verwehrt, so 
dass die Wahrnehmbarkeit 
der Antragstellerin und ihrer 
Foren für diese Zeit in erheb-
lichem Umfang beeinträch-
tigt wäre. Das gilt mit beson-
derer Dringlichkeit für den 
Zeitraum bis zum Abschluss 
der unmittelbar bevorstehen-
den Europawahl, an der die 
Antragstellerin als politische 
Partei mit einem gemäß § 14 
Abs. 1 Satz 1 EuWG vom 
Bundeswahlausschuss zuge-
lassenen Wahlvorschlag teil-
nimmt und für den allein sie 

eine besondere Eilbedürftig-
keit geltend macht.

Demgegenüber wird die An-
tragsgegnerin des Ausgangs-
verfahrens durch eine statt-
gebende Entscheidung 
lediglich verpflichtet, die 
von ihr aus freien Stücken 
eingegangene vertragliche 
Verpflichtung zur Verbrei-
tung und Vorhaltung der von 
der Antragstellerin einge-
stellten Angebote vorläufig 
weiter zu erfüllen. Ihre Pri-
vatautonomie wird nur inso-
weit tangiert, als ihr eine 
Loslösung von der ursprüng-
lich freiwillig eingegan-
genen Vertragsbeziehung 
vorläufig verwehrt wird. Sie 
wird dadurch nicht dazu ver-
pflichtet, rechtswidrige oder 
gegen ihre Nutzungsbestim-
mungen verstoßende Beiträ-
ge ungeprüft vorhalten und 
verbreiten zu müssen. Denn 
ihr Recht und ihre Pflicht, 
einzelne Inhalte auf ihre Ver-
einbarkeit mit ihren Nut-
zungsbedingungen, den 
Rechten Dritter oder den 
Strafgesetzen zu prüfen und 
diese gegebenenfalls zu lö-
schen, bleiben durch die vor-
läufige Bereitstellung des 
Accounts aufgrund dieser 
Anordnung unberührt.

Im Übrigen bleibt der An-
trag auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung ohne 
Erfolg. Denn die Antragstel-
lerin hat nicht substantiiert 
dargetan, dass ihr durch die 
Sperrung des konkreten Bei-
trags weitere schwere Nach-
teile entstünden.“ (ps)
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Die 8 neuen Titel

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir für unsere Mandant-
schaft Titelschutz in Anspruch für:

Belowelk

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

Rechtsanwälte FROMM F·M·P 
Fischtorplatz 20, 55116 Mainz

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

Queen of Drags

in allen Schreibweisen, Darstellungsformen und Wortverbindungen, für 
alle Medien, insbesondere Druckerzeugnisse, Hörfunk, Fernsehen, Film und 
elektronische Medien einschließlich Multimedia-Anwendungen (Online- 
und Offline-Dienste).

RedSeven Entertainment GmbH 
Medienallee 7, 85774 Unterföhring

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme ich Titelschutz in Anspruch 
für:

Bubbalo Bill
Holla die Waldfee

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

Daniel Douglas Wissmann 
Müggenkampstraße 35, 20257 Hamburg

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme ich für einen Mandanten 
Titelschutz in Anspruch für:

DER FEIND

in allen Schreibweisen, Darstellungsformen und Wortverbindungen für alle 
Medien und sonstigen Werkarten, insbesondere für Druckereierzeugnisse, 
Fernsehen, Film, Hörfunk, Datenträger aller Art, elektronische und digitale 
Medien und Netzwerke sowie Softwareerzeugnisse.

Rechtsanwalt Dr. Patrick Baronikians
Hofstetter, Schurack & Partner 
Balanstraße 57, 81541 München

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

Nur die Liebe fehlt

in allen Schreibweisen und Darstellungsformen.

UFA SHOW & FACTUAL GmbH 
Siegburger Straße 215, 50679 Köln

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehme ich für einen Mandanten 
Titelschutz in Anspruch für:

Eine kurze Geschichte

in allen möglichen Kombinationen, Schreibweisen, Darstellungsformen, 
Abwandlungen und Schriftarten für Druckerzeugnisse, Software-Erzeug-
nisse, Hörfunk, Film, Fernsehen, Bild-, Ton- und Datenträger aller Art, 
elektronische und digitale Medien und Netzwerke, insbesondere auch 
CD-ROM, DVDs, CD-i, Offline- und Online-Dienste und sonstige Online-
Medien.

Anwaltskanzlei Bettina Krause 
Hauptstraße 23, 82327 Tutzing

Unter Hinweis auf § 5 Abs. 3 MarkenG nehmen wir Titelschutz in Anspruch 
für:

Der Millionenpark

in allen Schreibweisen, Darstellungsformen und Wortverbindungen, für 

alle Medien, insbesondere Druckerzeugnisse, Hörfunk, Fernsehen, Film und 

elektronische Medien einschließlich Multimedia-Anwendungen (Online- 

und Offline-Dienste).

ProSiebenSat.1 TV Deutschland GmbH 
Medienallee 7, 85774 Unterföhring
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